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1. Allgemeiner Teil des BG B

Nr.

12 § 1 A bs. 2 N r. 2 Schw arzA rbG  enthält das Verbot zum  A bschluss eines
Werkvertrages, wenn dieser Regelungen enthält, die dazu dienen, dass 
eine Vertragspartei als Steuerpflichtige ihre sich aufgrund der nach 
dem Vertrag geschuldeten W erkleistungen ergebenden steuerlichen 
Pflichten nicht erfüllt.
D as Verbot führt jedenfalls dann zur N ichtigkeit des Vertrages gemäß 
§134 B G B , wenn der Unternehm er vorsätzlich hiergegen verstößt 
und der Besteller den Verstoß des Unternehmers kennt und bewusst 
zum  eigenen Vorteil ausnutzt................................................................................

2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften

3 a) D ie Klauseln in Textilreinigungsverträgen mit Verbrauchern 
»H aftungsgrenze
D er Textilreiniger haftet für den Verlust des Reinigungsgutes unbe­
grenzt in H öhe des Zeitwertes.
Für Bearbeitungsschäden haftet der Textilreiniger nur bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit unbegrenzt in H öhe des Zeitwertes.« 
sind wegen der Begrenzung der H aftung für Schäden, die auf einer vor­
sätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders be­
ruhen, unwirksam.
b) D ie Klauseln in Textilreinigungsverträgen mit Verbrauchern 
»A nsonsten ist die H aftung auf das 15fache des Bearbeitungspreises be­
grenzt.
Achtung:
U nsere H aftung kann auf das 15fache des Bearbeitungspreises begrenzt 
sein (s. Nr. 5 A G B ).
Sie können aber unbegrenzte H aftung in H öhe des Zeitwerts, zum  B ei­
spiel durch A bschluss einer Versicherung, vereinbaren.«
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sind unwirksam, weil sie entgegen den G eboten von Treu und Glauben 
den Vertragspartner des Verwenders unangemessen benachteiligen....... 23

11 1. In Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die ein Energieversorgungs­
unternehmen in Gasversorgungsverträgen mit Endverbrauchern (N orm ­
sonderkunden) verwendet, halten die Klauseln
a) »Ändern sich die allgemeinen veröffentlichten Tarifpreise (H aushalt 
und Gewerbe) [des Versorgungsunternehmens], so ist [das Versorgungs­
unternehmen] berechtigt, die Vertragspreise angemessen zu ändern. Die 
Änderungen werden wirksam mit der öffentlichen Bekanntgabe der ge­
änderten Preise ab dem in der Bekanntgabe angegebenen Z eitpu n k t. . . «
b) »D ie Preise des Sonderabkommens H S sind an den Tarif H  II, die 
Preise des Sonderabkommens G S  an den Tarif G  II der ab 1. O ktober 
1981 gültigen allgemeinen Tarife für die Versorgung mit G as [des Ver­
sorgungsunternehmens] gebunden. Ändern sich die Grundpreise dieser 
Tarife, so ändern sich auch die Grundpreise der Sonderabkommen im 
gleichen Verhältnis; ändern sich die Arbeitspreise dieser Tarife, so än­
dern sich die Arbeitspreise der Sonderabkommen um den gleichen Be­
trag.«
der Inhaltskontrolle nach § 307 A bs. 1 B G B  nicht stand.
2. Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen eines Energieversor­
gungsunternehmens, die für das Vertragsverhältnis mit N orm sonder­
kunden eine Preisanpassung oder ein einseitiges Preisänderungsrecht 
des Energieversorgungsunternehmens in der Weise regeln, dass sie die 
unmittelbare Anwendbarkeit der A V BG asV  oder ein mit § 4 AV BG asV  
in jeder Hinsicht gleichlautendes Änderungsrecht vorsehen, halten der 
Inhaltskontrolle nach § 307 A bs. 1 B G B  nicht stand...................................  111

22 Die dem M uster von Nr. 5 A bs. 1 A G B-Sparkassen nachgebildete K lau­
sel einer Sparkasse
»N ach  dem Tode des Kunden kann die Sparkasse zur Klärung der 
rechtsgeschäftlichen Berechtigung die Vorlegung eines Erbscheins, eines 
Testam entsvollstreckerzeugnisses oder ähnlicher gerichtlicher Zeug­
nisse verlangen; frem dsprachige Urkunden sind auf Verlangen der Spar­
kasse mit deutscher Übersetzung vorzulegen. Die Sparkasse kann auf 
die Vorlegung eines Erbscheins oder eines Testam entsvollstreckerzeug­
nisses verzichten, wenn ihr eine Ausfertigung oder eine beglaubigte A b ­
schrift vom  Testament oder Erbvertrag des Kunden sowie der N ieder­
schrift über die zugehörige Eröffnungsverhandlung vorgelegt wird.« 
ist im Verkehr mit Verbrauchern nach §307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 B G B  
unwirksam ..................................................................................................................  250
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b) Einzelne Verträge und vertragsähnliche Verhältnisse

12 a) § 1 A bs. 2 Nr. 2 Schw arzA rbG  enthält das Verbot zum  A bschluss ei­
nes W erkvertrages, wenn dieser Regelungen enthält, die dazu dienen, 
dass eine Vertragspartei als Steuerpflichtige ihre sich aufgrund der 
nach dem Vertrag geschuldeten Werkleistungen ergebenden steuerli­
chen Pflichten nicht erfüllt.
b) D as Verbot führt jedenfalls dann zur N ichtigkeit des Vertrages ge­
mäß § 134 B G B , wenn der Unternehmer vorsätzlich hiergegen verstößt 
und der Besteller den Verstoß des Unternehmers kennt und bewusst 
zum  eigenen Vorteil ausnutzt.
c) M ängelansprüche des Bestellers bestehen in diesem Fall grundsätz­
lich nicht....................................................................................................................... 141

13 D em  Hauptunternehm er steht das Leistungsverweigerungsrecht wegen 
Mängeln der W erkleistung des Nachunternehm ers grundsätzlich unab­
hängig davon zu, ob er die gleiche Leistung seinem Besteller verspro­
chen und geleistet hat, und auch unabhängig davon, ob der Besteller
ihm zustehende Ansprüche seinerseits geltend m acht.................................  150

30 a) D em  Ersteher einer W ohnungseigentumseinheit steht das Sonder­
kündigungsrecht des §57a Z V G  gegenüber dem Mieter auch dann zu, 
wenn das versteigerte W ohnungseigentum Teil eines aus mehreren W oh­
nungseinheiten bestehenden und insgesamt für einen einheitlichen 
Zweck (hier: betreutes Wohnen) vermieteten O bjekts ist. 
b) D er Ersteher kann von einem Mieter, der die Eigentum sw ohnung im 
Rahmen einer gewerblichen Weitervermietung an einen Endm ieter zu 
W ohnzwecken vermietet hat, trotz W irksamkeit der auf §57a  Z V G  be­
ruhenden Kündigung nicht Räum ung und H erausgabe verlangen, weil 
der Endm ieter wegen § 565 B G B  unbeschadet dieser Kündigung zu B e­
sitz und N utzung berechtigt bleibt..................................................................... 337

c) Ungerechtfertigte Bereicherung

34 a) H at der Schuldner des Bereicherungsanspruchs rechtsgrundlos den 
Besitz erlangt und wird die H erausgabe unm öglich, so  besteht im Ver­
mögen des Schuldners neben etwa gezogenen N utzungen kein selbstän­
diger Wert, der als ungerechtfertigte Bereicherung herauszugeben wäre,
b) Zum  Einwand der Geschäftsunfähigkeit des Schuldners eines 
Anspruchs aus §816 Abs. 1 Satz 1 B G B  bei Verfügung über fremdes 
G eld ...............................................................................................................................  381
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d) Unerlaubte Handlungen

6 a) Zum Um fang der Schadensersatzpflicht bei Verwendung von Sub­
ventionen entgegen der Verwendungsbeschränkung, 
b) D er nach §264 A bs. 1 N r. 2 StG B  Strafbare ist nicht verpflichtet, 
seine nach Erhalt der Subventionen gefasste Absicht der zweckwidrigen 
Verwendung oder die bereits erfolgte zweckwidrige Verwendung anzu­
zeigen............................................................................................................................ 50

23 a) Bei der H aftung des Sachverständigen für ein unrichtiges Verkehrs- 
wertgutachten im Zwangsversteigerungsverfahren ist zu berücksichti­
gen, dass dieses der Feststellung des Verkehrswerts des Versteigerungs­
objekts dient und gerade auch in dieser Hinsicht, also bezüglich des fest­
gestellten Verkehrswerts, »unrichtig« sein muss.
b) Baumängel und Bauschäden haben in diesem Zusam m enhang inso­
weit Bedeutung, als sie sich auf den Verkehrswert auswirken. Anders 
als der speziell mit der Feststellung von Baumängeln beauftragte -  
und diesbezüglich besonders sachkundige -  Gutachter darf sich der Ver­
kehrswertgutachter im Allgemeinen mit der Inaugenscheinnahme des 
Versteigerungsobjekts begnügen und muss erst dann weitere Erm ittlun­
gen zu etwaigen Mängeln anstellen oder entsprechende H inweise geben, 
wenn hierzu nach den Um ständen des konkreten Falls Anlass besteht.
c) Bei der Erm ittlung des Verkehrswerts eines (bebauten) Grundstücks 
sind kleinere Diskrepanzen zwischen dem vom  Regressgericht festge­
stellten und dem vom Sachverständigen ermittelten Verkehrswert un­
vermeidbar; sie dürfen nicht ohne weiteres zu Lasten des Sachverständi­
gen gehen.
d) G robe Fahrlässigkeit erfordert, dass der Gutachter unbeachtet gelas­
sen hat, was jedem Sachkundigen einleuchten muss, und dass seine 
Pflichtverletzung schlechthin unentschuldbar ist. Maßgebend ist hierbei 
nicht der Sorgfaltsm aßstab eines Bauschadenssachverständigen, sondern
der Sorgfaltsm aßstab eines Verkehrswertgutachters..................................... 265

31 a) In der Abw ägung schutzw ürdiger Belange der Presse an der Veröf­
fentlichung von persönlichen Daten mit dem Recht auf informationelle 
Selbstbestim m ung kann das Gewicht eines Eingriffs dadurch gemindert 
werden, dass die persönlichen Daten aufgrund von Presseberichten in 
früheren Jahren einer breiten Ö ffentlichkeit bekannt wurden und wei­
terhin im Internet zugänglich sind.
b) Eine Regelvermutung für den Vorrang des allgemeinen Persönlich­
keitsrechts gegenüber der Pressefreiheit besteht nicht schon dann, 
wenn der Schutz von Kindern und Jugendlichen in Rede steht..............  346
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e) Amtshaftung

1 a) Z ur Am tshaftung wegen menschenunwürdiger H aftbedingungen, 
b) D em  Inhaftierten, der menschenunwürdigen H aftbedingungen aus­
gesetzt ist, steht kein Entschädigungsanspruch nach Art. 5 A bs. 5 
E M R K  zu. Art. 5 E M R K  bezieht sich grundsätzlich nur auf die Frei­
heitsentziehung als solche, nicht auf die M odalitäten des Vollzugs der 
H aft. U nzum utbare H aftbedingungen werden ausschließlich von 
Art. 3 E M R K  erfasst. D ie Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen Art. 3 
E M R K  richten sich prim är nach nationalem Recht, in Deutschland 
nach §§839, 249 ff. B G B  (Abgrenzung zu Senatsurteil vom  29. April 
1993 -  III Z R  3/92, B G H Z  122, 268)................................................................  1

24 Zur H aftung eines Verbands von Teilnehmergemeinschaften gegenüber 
einem am Flurbereinigungsverfahren Beteiligten wegen Verletzung der 
Unterhaltungspflicht für gemeinschaftliche Anlagen...................................  277

33 Schädigt ein Landesbediensteter in Ausführung der Bundesauftragsver­
waltung den Bund, schließt Art. 104a Abs. 2 und Abs. 5 Satz 1, H albsatz 2 
G G  die Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs gegen das Land 
gemäß § 839 Abs. 1 Satz 1 B G B  i.V.m. Art. 34 Satz 1 G G  nicht aus, wenn 
der Bund geschützter Dritter der verletzten Amtspflicht ist......................  374

3. Sachenrecht

29 Wird die N utzung des Sondereigentum s durch rechtswidrige Einwir­
kungen beeinträchtigt, die von im Sondereigentum eines anderen W oh­
nungseigentümers stehenden Räumen ausgehen, kann dem betroffenen 
W ohnungseigentümer ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch in 
entsprechender Anw endung von §906 A bs. 2 Satz 2 B G B  zustehen; 
das gilt auch im Verhältnis von Mietern solcher Räum e............................. 327

4. Familienrecht

9 a) Bloße Rechen- oder Rechtsanwendungsfehler im Ausgangsverfahren 
eröffnen nicht die Abänderungsm öglichkeit nach §51 V ersA usglG . Bei 
der Durchführung des Versorgungsausgleichs im Ausgangsverfahren 
übersehene, vergessene oder verschwiegene Anrechte können nicht im 
Wege des Abänderungsverfahrens nach §51 V ersA usglG  nachträglich 
ausgeglichen werden.
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b) Anrechte, die dem Wertausgleich bei der Scheidung nach §§9 bis 19 
V ersAusglG  unterfallen, können nicht Gegenstand von Ausgleichsan­
sprüchen nach der Scheidung nach §§ 20 ff. V ersA usglG  sein. D en Vor­
schriften zu den Ausgleichsansprüchen nach der Scheidung nach 
§§20 ff. VersA usglG  kom m t keine generelle Auffangfunktion für im 
Ausgangsverfahren zum  Versorgungsausgleich übersehene, verschwie­
gene oder vergessene Anrechte zu .....................................................................  91

21 §16151 Abs. 3 B G B  enthält eine Rechtsgrundverweisung auf §1613
B G B , weshalb für die Geltendmachung von Unterhalt für die Vergan­
genheit grundsätzlich die Voraussetzungen des § 1613 Abs. 1 B G B  vor­
liegen müssen, also namentlich eine Aufforderung zur Auskunft oder 
eine Inverzugsetzung.
Ebenso wie beim Betreuungsunterhalt nach §1570 B G B  ist auch ein 
Antrag auf künftigen Betreuungsunterhalt gemäß §16151 B G B  nur 
dann abzuweisen, wenn im Zeitpunkt der Entscheidung für die Zeit 
nach Vollendung des dritten Lebensjahres absehbar keine kind- und el­
ternbezogenen Verlängerungsgründe mehr vorliegen.................................. 242

5. Erbrecht

4 a) Die Begebung einer notariellen Anfechtungserklärung nach §2281
B G B  unterliegt nicht dem Beurkundungserfordernis des §2282 Abs. 3 
BG B .
b) D ie Beweisregel des § 416 Z P O  erstreckt sich auf die Begebung einer 
schriftlichen W illenserklärung auch, wenn ihre Überm ittlung noch von 
einer gesonderten Weisung des Erklärenden abhängen soll (Fortführung 
der Senatsurteile vom 8. M ärz 2006 -  IV ZR  145/05, N JW -RR 2006, 847 
Rn. 13 und vom 18. Dezem ber 2002 -  IV Z R  39/02, N JW -RR 2003, 384 
unter II.)......................................................................................................................  32

6. Handelsrecht, Handelsgesellschaften, 
Handelsgeschäfte

7 a) Wird eine für ein Gesellschafterdarlehen anfechtbar bestellte Siche­
rung verwertet, greift die Anfechtung mangels einer Sperrwirkung des 
Befriedigungstatbestandes auch dann durch, wenn die Verwertung län­
ger als ein Jah r vor der Antragstellung erfolgte.
b) Eine von der Schuldnerin zur Sicherung eines Darlehens gewährte 
Forderungsabtretung ist anfechtbar, wenn der Gesellschafter der Schuld­
nerin mit 50 v.H. an der darlehensgebenden Gesellschaft beteiligt und zu­
gleich deren alleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer ist................... 64
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8 a) Zahlt ein Gesellschafter, dem  im letzten Jahr vor dem  Eröffnungsan­
trag von der Gesellschaft Darlehen zurückgew ährt w orden sind, die er­
haltenen Beträge an die Gesellschaft zurück, um  die ursprüngliche Ver­
m ögenslage der Gesellschaft wiederherzustellen, entfällt die mit der 
Rückgew ährung eingetretene objektive Gläubigerbenachteiligung; er­
folgt die Rückzahlung auf ein im Soll geführtes Kon to der Gesellschaft 
bei einer Bank, für das der Gesellschafter eine Sicherheit bestellt hat 
oder als Bürge haftet, kann die Rückführung des Saldos gemäß §135 
A bs. 2 In sO  anfechtbar sein.
b) Führt die Gesellschaft durch die Zahlung des Gesellschafters auf das 
debitorische K on to das besicherte Drittdarlehen nur teilweise zurück 
und kann der Gesellschafter weiterhin aus der von ihm bestellten Sicher­
heit von der Bank in A nspruch genommen werden, darf die Sum m e aus 
dem  Anfechtungsanspruch nach §135 A bs. 2 In sO  und der fortbeste­
henden Verpflichtung des Gesellschafters aus der Sicherheit den 
H öchstbetrag der eingegangenen Sicherheitsverpflichtungen des G esell­
schafters nicht übersteigen.
c) D ie vorm aligen Novellenregeln der §§ 32a, 32b G m b H G  a.F. sind im 
Sinne der Übergangsvorschrift zum  M oM iG  als Vorschriften der Insol­
venzordnung über die Anfechtung von Rechtshandlungen anzusehen. 77

32 a) D ie in § 131 A bs. 1 Satz 1 A k tG  enthaltene Beschränkung des A u s­
kunftsrechts des Aktionärs auf zur sachgemäßen Beurteilung des G e­
genstands der Tagesordnung einer H auptversam m lung erforderliche In­
form ationen ist eine zulässige Maßnahme nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 Fall 2 
der Aktionärsrechterichtlinie.
b) Jedenfalls dann, wenn eine Frage auf eine Vielzahl von Inform atio­
nen gerichtet ist, die zum indest teilweise nicht für die Beurteilung eines 
Tagesordnungspunkts relevant sind, muss der Aktionär, der auf seine 
Frage eine aus seiner Sicht unzureichende Pauschalantw ort erhält, durch 
eine N achfrage deutlich machen, dass sein Inform ationsinteresse auf be­
stimmte Detailauskünfte gerichtet ist.
c) D er Vorstand darf regelmäßig die A uskunft verweigern, wenn sich
das Auskunftsverlangen auf vertrauliche Vorgänge in den Sitzungen 
des Aufsichtsrats oder der von ihm nach § 107 A bs. 3 Satz 1 A k tG  be­
stellten Ausschüsse richtet.....................................................................................  354

7. W EG

18 D as in § 10 A bs. 1 N r. 2 Z V G  enthaltene Vorrecht begründet kein ding­
liches Recht der W ohnungseigentümergemeinschaft....................................  216
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29 Wird die N utzung des Sondereigentums durch rechtswidrige Einwir­
kungen beeinträchtigt, die von im Sondereigentum eines anderen W oh­
nungseigentümers stehenden Räum en ausgehen, kann dem betroffenen 
W ohnungseigentümer ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch in 
entsprechender Anwendung von §906 Abs. 2 Satz 2 B G B  zustehen; 
das gilt auch im Verhältnis von Mietern solcher Räum e............................  327

8. Gewerblicher Rechtsschutz 

a) Erfinder- und Patentrecht

15 a) Ein neues Angriffsm ittel, das aus im zweiten Rechtszug neu einge­
führten technischen Inform ationen einer Entgegenhaltung hergeleitet 
werden und das Klagevorbringen stützen soll, ist im Patentnichtigkeits­
berufungsverfahren unabhängig davon nur unter den Voraussetzungen 
des §531 A bs. 2 Satz 1 N rn. 1 bis 3 Z P O  zuzulassen, ob Vorveröffentli­
chung und technischer Inhalt der Entgegenhaltung außer Streit stehen.
Für Dokum ente, die eine von der Erfindung wegführende technische 
Entwicklung belegen könnten und daher als Verteidigungsmittel des Be­
klagten in Betracht kommen, gilt Entsprechendes, 
b) Beruft sich der Kläger darauf, eine Entgegenhaltung erst durch eine 
nach Erlass des erstinstanzlichen Urteils durchgeführte Recherche auf­
gefunden zu haben, ist das hierauf gestützte Angriffsm ittel nur dann 
nach § 531 A bs. 2 Satz 1 Nr. 3 Z P O  zuzulassen, wenn der K läger dartut, 
dass die Entgegenhaltung mit einem sachgerecht gewählten Suchprofil 
bei der für die Begründung der Patentnichtigkeitsklage durchgeführten 
Recherche nicht aufgefunden werden konnte. (»Tretkurbeleinheit«) ... 187

17 a) Dem  Patentanmelder ist es grundsätzlich unbenommen, den bean­
spruchten Schutz nicht auf Ausführungsform en zu beschränken, die 
in den ursprünglich eingereichten Unterlagen ausdrücklich beschrieben 
werden, sondern gewisse Verallgemeinerungen vorzunehmen, sofern 
dies dem berechtigten Anliegen Rechnung trägt, die Erfindung in vol­
lem Um fang zu erfassen.
b) O b  die Fassung eines Patentanspruchs, die eine Verallgemeinerung 
enthält, dem Erfordernis einer ausführbaren O ffenbarung genügt, rich­
tet sich danach, ob dam it ein Schutz begehrt wird, der nicht über dasje­
nige hinausgeht, was dem Fachmann unter Berücksichtigung der Be­
schreibung und der darin enthaltenen Ausführungsbeispiele als allge­
meinste Form  der technischen Lehre erscheint, durch die das der 
Erfindung zugrundeliegende Problem  gelöst wird.
c) Einer Um schreibung einer G ruppe von Stoffen nach ihrer Funktion 
in einem Verwendungsanspruch steht weder entgegen, dass eine solche
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Fassung des Patentanspruchs neben bekannten oder in der Patentschrift 
offenbarten Stoffen auch die Verwendung von Stoffen um fasst, die erst 
zukünftig bereitgestellt werden, noch dass die Bereitstellung erfin­
derische Tätigkeit erfordern kann. (»D ipeptidyl-Peptidase-Inhibito- 
ren«) ............................................................................................................................

9. Unlauterer Wettbewerb

14 a) N ach U m setzung des Art. 6 A bs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2005/29/ 
E G  ins deutsche Recht besteht der lauterkeitsrechtliche Schutz aus § 5 
A bs. 1 Satz 2 N r. 1 und §5  A bs. 2 U W G  neben dem individualrechtli­
chen Schutz aus dem  Markenrecht.
b) An dem  G rundsatz, dass in Fällen der Irreführung eine Verwirkung 
des Unterlassungsanspruchs im Allgemeinen ausscheidet, wird jeden­
falls für die Fallgruppe der Irreführung über die betriebliche H erkunft 
gemäß §5  Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 U W G  nicht festgehalten.
c) Soweit N um m er 13 des Anhangs zu § 3 A bs. 3 U W G  die A bsicht des 
Werbenden voraussetzt, über die betriebliche H erkunft zu täuschen, 
reicht es aus, dass der Werbende mit bedingtem  Vorsatz handelt, also 
eine Täuschung von Verbrauchern für m öglich hält und billigend in 
K auf nimmt.
d) Für die Anwendung der N um m er 13 des Anhangs zu §3  A bs. 3 
U W G  kom m t es nicht darauf an, welche der Parteien den Vertrieb 
der Waren oder Dienstleistungen zuerst aufgenom m en hat.
e) Gleichartige, jeweils abgeschlossene Verletzungshandlungen lösen je­
weils einen neuen Unterlassungsanspruch aus; im Rahmen der Verwir­
kung ist daher für das Zeitm om ent auf die letzte Verletzungshandlung 
abzustellen. (»H ard  R ock C afe«) ......................................................................

10. Privates Versicherungsrecht

16 D em  Versicherungsnehmer, der bis Ende 2007 einen Vertrag über eine 
Lebensversicherung geschlossen hat, steht im Falle der Kündigung bei 
Unwirksam keit der in den allgemeinen Bedingungen enthaltenen K lau­
seln über die Berechnung des Rückkaufsw ertes und die Verrechnung der 
A bschlusskosten (hierzu Senatsurteil vom  25. Ju li 2012 -  IV Z R  201/10, 
B G H Z  194, 208) im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung ein M in­
destbetrag zu, der die H älfte des mit den Rechnungsgrundlagen der Prä­
mienkalkulation berechneten ungezillmerten D eckungskapitals nicht 
unterschreiten darf.

209
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§ 169 Abs. 3 Satz 1 W G  findet auf solche Verträge weder über §306 
A bs. 2 B G B  noch über die G rundsätze der ergänzenden Vertragsausle­
gung Anw endung.....................................................................................................  195
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